Niederschrift

über die     50. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.

Zu der für heute, Freitag, den 17.12.2010 um  19.00 Uhr in das Bürgerhaus in Arfurt  einberufenen 50. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß geladen war, sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1. Armin Naß

2. Martin Belz

3. Horst Christmann

4. Bernhard Brahm

5. Manfred Hastrich

6. Christoph Demel

7. Michaela Thomas
8. Bernd Eckert

9. Volker Rosbach
10. Günter Daniel

11. Jörn Uhl
	12. Rainer Röth

13. Hans-Karl Trog

14. Günter Gebhart

15. Hugo Schmidt

16. Wolfgang Falk

17. Dieter Beul ab 19.50 Uhr
18. Arnold Nies

19. Eberhard Bremser

20. Michael Kilb

21. Wolfgang Ackermann

22. Erhard Becker

23. Thomas Kuhlisch

24. Bernd Polomski

25. Lothar Burggraf




Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender
2. Michael Uhl
	3. Theo Schmidt

4. Lothar Christl

5. Sabine Hemming
6. Gertrud Burggraf


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 10.12.2010 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 10.12.2010 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Herr stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch stellt zu Beginn der Sitzung um 19.00 Uhr die Beschlussfähigkeit der  50. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt fehlen seitens der SPD die Stadtverordneten: Herr Dr. Ruttmann, Frau Bergmeier. Ebenfalls entschuldigt fehlen seitens der CDU die Stadtverordneten: Herr Arnold, Herr H. Bender, Herr Dorn und Herr F. Burggraf. Seitens des Magistrates fehlen entschuldigt: Herr Steinhauer, Herr Räbiger und Herr Duchscherer.
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Punkt 1
Bauleitplanung der Stadt Runkel;

hier:
Anpassungspflicht gemäß § 1 Absatz 4 BauGB für Bebauungspläne, 

            die unter Geltung der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 1962 bzw. 

           1968 aufgestellt wurden

Punkt 2
Defekter Lahndüker, Bereich zwischen Borngasse und Leinpfad in Runkel;

hier:
Ersatzbaumaßnahme

Punkt 3
Gebührenanpassung im Bereich „Wasser“

hier:
Bericht durch den HFA-Vorsitzenden, Herrn Gebhart, mit Beschlussvorschlag

Punkt 4
Gebührenanpassung im Bereich „Abwasser“

hier:
Bericht durch den HFA-Vorsitzenden, Herrn Gebhart, mit Beschlussvorschlag

Punkt 5
A)
Einbringung des Entwurfs der Haushaltssatzung nebst Haushaltsplan und Anhang


für das Haushaltsjahr 2011

B) 
Haushaltssicherungskonzept

C)
Investitionsprogramm und Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 2010-2014

Punkt6

Mitteilungen des Magistrats

Der stellvertretende Stadtverordnetenvorsteher Herr Kuhlisch begrüßt die Anwesenden. Da keine Anfragen an den Magistrat vorliegen, leitet er zu Punkt 1 über und erteilt Herrn Bürgermeister Bender das Wort.
Punkt 1
Bauleitplanung der Stadt Runkel;

hier:
Anpassungspflicht gemäß § 1 Absatz 4 BauGB für Bebauungspläne, 

            die unter Geltung der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 1962 bzw. 

           1968 aufgestellt wurden

Herr Bürgermeister Bender erläutert die Verwaltungsvorlage.
Herr Burggraf (BL-Fraktion) fragt, ob bereits in einer früheren Stadtverordnetenversammlung eine Entscheidung getroffen wurde, wonach die Rußwerthstraße (Seite Schwimmbad) als Wohngebiet und die gegenüberliegende Seite als Mischgebiet deklariert wurden, dahinter das Gewerbegebiet beginnt und hierzu der Stadt Runkel ein Bebauungsplan vorliegt? 
Herr Bürgermeister Bender bejaht die Frage. 
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Herr Burggraf (BL-Fraktion) weist darauf hin, dass laut Verwaltungsvorlage die Bebauungspläne nicht vorliegen. Herr Bürgermeister Bender entgegnet, dass die Bebauungspläne am 14.12.2010 vom RP eingegangen sind.
Herr Burggraf ist der Auffassung, dass aufgrund der gegebenen Situation heute kein Beschluss gefasst werden kann.
Der stellvertretende Stadtverordnetenvorsteher Herr Kuhlisch geht davon aus, dass das Fehlen der Bebauungspläne für die Beschlussfassung unerheblich ist. 

Herr Becker (Bürgerliste) ist überrascht, dass dem RP die Bebauungspläne vorliegen und der  Stadt Runkel bis gestern nicht. Die Bürgerliste beantragt die Änderung der Bebauungspläne. 
Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass die in Rede stehende Angelegenheit am kommenden Montag geklärt wird. 

Herr Becker (Bürgerliste) führt aus, dass in der Stadtverordnetenversammlung am 14.02.2001 der Bebauungsplan-Entwurf beschlossen wurde. Ein Bebauungsplan-Entwurf müsste von daher der Verwaltung vorliegen.
Herr stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher  Kuhlisch bittet um Abstimmung über den Vorschlag auf Rückverweisung in den Magistrat durch Bürgermeister Bender und Neubehandlung dieses TOP in der nächsten Stadtverordnetenversammlung.
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig die Rückverweisung des in Rede stehenden Antrags in den Magistrat und Neubehandlung in der nächsten Stadtverordnetenversammlung. 
Abstimmung:

Ja – 24

Nein- 0

Enthaltung- 0

Punkt 2
Defekter Lahndüker, Bereich zwischen Borngasse und Leinpfad in Runkel;

hier:
Ersatzbaumaßnahme

Beschluss:
Zur Ausführung der Baumaßnahme Lahndüker beschließt die Stadtverordnetenversammlung eine außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von 70.000 Euro.

Abstimmung:

Ja- 24 

Nein- 
0

Enthaltung- 0

Punkt 3 und 4
Gebührenanpassung im Bereich „Wasser“ und „Abwasser“

hier:
Bericht durch den HFA-Vorsitzenden, Herrn Gebhart, mit Beschlussvorschlag
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Herr stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch ruft die Tagesordnungspunkte 3 und 4 auf bittet hierzu den HFA-Vorsitzenden, Herrn Gebhart zu berichten.

Herr HFA-Vorsitzender Gebhart berichtet, dass die Stadtverordneten-Versammlung  den HFA beauftragte, sich mit den vom Magistrat vorgeschlagenen Erhöhungen der Wasser- und Abwassergebühren zu befassen und einen entsprechenden Beschlussvorschlag zu unterbreiten.

Der HFA hat sich sehr intensiv mit den entsprechenden Vorlagen auseinander gesetzt, was auch daran zu erkennen ist, dass hierzu zwei Ausschuss-Sitzungen notwendig waren.

Der Magistratsvorschlag zum Wasser lautete, die Gebühren ab dem 01.01.2011 auf 2,40 € /cbm zu erhöhen. Im Haushaltssicherungskonzept für den Haushalt 2010 hat die Stadtverordneten-Versammlung bereits eine Erhöhung des Wasserpreises auf 2.20 € ab 01.04.2010 und auf 2,40 € ab 01.01.2011 angekündigt. Der erste Erhöhungsschritt ist jedoch satzungsmäßig nicht vollzogen worden.

Mit der nun vorgeschlagenen Erhöhung wird die Anfang dieses Jahres verkündete Absichtserklärung exakt eingehalten.

Die Verwaltung hat als Gesprächsgrundlage eine Kalkulation nach Hauptgruppen bei Ausgaben und Einnahmen vorgelegt. Der HFA hat in Zusammenarbeit mit der Verwaltung alle Ansätze untersucht, soweit ihm das möglich war. Das hat der Verwaltung sicherlich kurz vor Jahresende einiges an Mehrarbeit bereitet, die Diskussionen haben aber auch die Erkenntnisse der Ausschussmitglieder und der Verwaltung erweitert.

An den einzelnen Ansätzen ist nun noch gefeilt worden, die Grundkonzeption hat sich jedoch nicht verändert. Von der Notwendigkeit einer Gebührenerhöhung waren wir ja auch schon Anfang dieses Jahres überzeugt.

Bei der Umsetzung des Magistrats-Vorschlages von 2,40 €/cbm bleibt noch ein Defizit von 38.000 €, das einer Gebührenerhöhung von -,10 €/cbm entspricht.

Wir sollten es bei der vorgeschlagenen Erhöhung belassen, da der Berechnung einige Annahmen zugrunde liegen, von denen wir nicht mit letzter Sicherheit wissen, ob sie so eintreffen werden. Die Ansätze für Abschreibungen und kalkulatorische Zinsen werden sich noch verfeinern.

Viel wichtiger erscheint die Frage, ob wir die Ausgaben so beeinflussen können, dass sie nicht weiter steigen, ja vielleicht reduziert werden können. Wir kalkulieren in der Wasserversorgung immerhin mit Betriebskosten bei Sach- und Dienstleistungen und beim Wasserverband von ca. 750.000 €. Darin sind mehr als 200.000 € für Reparaturarbeiten enthalten, ein Betrag, der deutlich höher ist als die Abschreibungen auf das Anlagevermögen. Wir begrüßen daher den Vorschlag des Magistrats, in Zukunft jährlich vor der Aufstellung des Haushaltsplanes diese Entwicklung neu zu analysieren.

Zum Abwasser hat der Magistrat mit 4,80 €/cbm eine deutliche Gebührenerhöhung vorgeschlagen. Er geht dabei noch über die im Haushaltssicherungskonzept 2010 vorgesehenen Erhöhungen von 4,20 € ab 01.04.2010 und 4,40 € ab 01.01.2011 hinaus.
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Auch hier ist uns eine Kalkulation nach Hauptgruppen vorgelegt worden, deren Ansätze ebenfalls hinterfragt und analysiert worden sind. Auch hier werden sich die Ansätze für die Abschreibungen  und kalkulatorischen Zinsen in Zukunft weiter verfeinern, die Tendenz  zu weiterhin steigenden Ausgaben wird jedoch bestehen bleiben, die immensen Investitionen in die Kanalnetze, ob sie nun in diesem Ausmaß erforderlich sind oder nicht, sei dahin gestellt, zeigen hier Wirkung und werden die Haushalte auch in der Zukunft weiter belasten. Bei Umsetzung der vorgeschlagenen Erhöhung auf 4,80 €/cbm verbleibt noch ein Defizit von 63.000 €, das mit einer weiteren Anhebung der Gebühren um -,18 €/cbm ausgeglichen werden könnte. Hier steht uns in naher Zukunft eine Veränderung bei der Gebührenberechnung ins Haus, so dass wir uns mit der vorgeschlagenen Gebührenerhöhung begnügen sollten.

Die Ausschussmitglieder sind sich sehr wohl bewusst, dass wir den Bürgern mit diesem Beschluss einiges an finanziellen Opfern mehr abverlangen, unmittelbar vor der Kommunalwahl sicherlich keine leichte Entscheidung.

Während die Erhöhung des Wasserpreises in den Auswirkungen noch einigermaßen erträglich sein dürfte, bei einem Durchschnittsverbrauch von 40 cbm/Person und Jahr bedeutet dies eine zusätzliche finanzielle Belastung von 17,20 € incl. Mwst. pro Jahr oder 1,43 € pro Monat, bedeutet die Erhöhung im Bereich Abwasser dann schon 32,- € pro Jahr oder 2,67 € pro Monat. Die Gesamterhöhung trifft jeden Abnehmer mit 49,20 € pro Jahr oder 4,10 € pro Monat. Hochgerechnet auf einen 4-Personen-Haushalt sind dies 172,20 € pro Jahr oder 14,35 € pro Monat. Unter diesem Aspekt relativieren sich die aus unserer Sicht notwendigen Entscheidungen.

Wir müssen uns aber auch vor Augen halten, dass wir mit dieser konsequenten Umsetzung der auch von der Kommunalaufsicht geforderten Berechnungen den Gesamthaushalt mit 180.000 € aus den Wassergebühren und mit 377.000 € aus den Abwassergebühren, zusammen also mit 557.000 € subventionieren, wenn wir die Überschüsse aus den nicht finanzwirksamen Aufwendungen (Abschreibungen und kalkulatorische Zinsen) im Haushalt 2011 vereinnahmen.

Der HFA empfiehlt der Stadtverordneten-Versammlung, die vom Magistrat vorgeschlagenen Gebühren von 2,40 €/cbm Wasser und 4,80 €/cbm Abwasser ab dem 01.01.2011 zu beschließen. Der Vorschlag ist im HFA einstimmig beschlossen worden.    
Herr stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch bedankt sich bei Herrn Gebhart für den ausführlichen Bericht und fragt nach Wortmeldungen.
Herr Stadtverordneter Becker (Bürgerliste) erklärt, dass die Erhöhung keine Begeisterung findet, jedoch sei die Bürgerliste mitverantwortlich und dieser Weg unumgänglich. Alternativ hierzu wäre die Gebühr nicht zu erhöhen oder eine minimale Erhöhung vorzunehmen, dadurch müsste allerdings der Fehlbetrag durch Quersubventionierung aus anderen Haushaltstiteln ausgeglichen werden, was zur Folge hätte, dass die Aufsicht in jedem Prüfbericht auf   kostendeckende Gebühren hinweisen würde und Darlehen, die von uns im Haushaltsplan eingeplant werden, nicht genehmigt würden.  An der Berechnung der Gebühren missfällt die  Abschreibung, die mit in die Erhöhung einfließt und nicht gesondert in eine Rücklage überführt wird. Trotzdem stimmt die Bürgerliste einer Erhöhung der Wassergebühren zu.
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Herr Stadtverordneter Daniel erklärt, dass auch die SPD-Fraktion die Notwendigkeit der Wassergebührenerhöhung sieht. Ein Ärgernis ist allerdings die Wasserpreissenkung der Nachbarkommune Villmar, welches über die Presse bekannt wurde und in dem der Marktflecken Villmar erklärt, nicht mehr so viel Wasser vom Wasserverband zu beziehen, wie es ursprünglich der Fall war. Hierzu fragt er Herrn Bürgermeister Bender, ob sich diese Mehrkosten, die  uns entstehen, durch die geringere Wasserabnahmen durch den Marktflecken Villmar beziffern lassen.
Herr Bürgermeister Bender erklärt hierzu, dass  dies momentan nicht möglich ist. Eine Überlegung soll Anfang Februar in der nächsten Verbandssitzung vertieft werden, die beiinhaltet, dass  die Fixkosten gedrittelt  und als weitere zusätzliche Finanzierung der Verbrauch an Kubikmetern  zu den Kosten herangezogen werden sollen. 
Herr SPD-Fraktionsvorsitzender Daniel fragt nach dem Wirkungsgrad der Wasserenthärtungsanlage, die als Pilotprojekt bezuschusst wurde sowie nach den jährlichen Kosten und nach der Möglichkeit, auf diese komplett zu verzichten, um Kosten zu sparen. 

Hierzu erklärt Herr Bürgermeister Bender, dass momentan eines der Geräte defekt ist. Eine Reparatur im 5-stelliger Summe stehe an. In der nächsten Sitzung wird die Überlegung besprochen, nach und nach die Geräte stillzulegen. Der Wasserhärtegrad wird mit nur noch einem Behälter  grenzwertig, bzw. nicht mehr eingehalten. 

Herr Stadtverordneter Dieter Beul ist ab 19.50 Uhr anwesend, für die weiteren Abstimmungen gelten nun 25 anwesende Stadtverordnetenmitglieder.
Herr CDU-Fraktionsvorsitzender Naß erklärt, dass an einer Kostensenkung der Gebühren für Wasser- und Abwasser gearbeitet werden muss. Verstärkt muss geprüft werden, wo Kosten  eingespart werden können.

Herr stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch bittet nun um die Abstimmung 
zur Wassergebühr.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt einstimmig, die vorgeschlagene Erhöhung der Wassergebühren auf  2,40 €/cbm ab dem 01.01.2011.

Abstimmung:

Ja- 25

Nein- 0

Enthaltung-
0
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt einstimmig, die vorgeschlagene Erhöhung der Abwassergebühren auf  4,80 €/cbm ab dem 01.01.2011.

Abstimmung:

Ja- 25

Nein- 0

Enthaltung-
0
- 7 -
Punkt 5
A)
Einbringung des Entwurfs der Haushaltssatzung nebst Haushaltsplan und Anhang


für das Haushaltsjahr 2011

B) 
Haushaltssicherungskonzept

C)
Investitionsprogramm und Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 2010-2014

Herr Bürgermeister Bender erläutert seine Rede zur Einbringung des  Entwurfs der Haushaltssatzung nebst Haushaltsplan.
Gemäß §§ 114 a ff der Hessischen Gemeindeordnung lege ich Ihnen heute den Entwurf des Haushaltsplans und der Haushaltssatzung zur Beratung und Verweisung in den HFA vor. 

Der Magistrat hat sich in mehreren Sitzungen mit dem Zahlenwerk sehr eingehend befasst. Die Wunschlisten waren und sind sehr umfänglich, können aber leider nicht alle, wie von den Bürgerinnen und Bürgern, Ortsbeiräten und Parlamentariern gewünscht, realisiert werden.   

Am 15. September 2008 erlebten wir das Debakel mit der Pleite der US-Investmentbank Lehman Brothers, bis dahin schien die Welt noch in Ordnung, auch die Welt unserer kommunalen Finanzen, denn wir konnten das Haushaltsjahr 2008 noch mit einem ausgeglichenen Haushalt, ja sogar mit einem Überschuss abschließen. Seitdem hat sich viel verändert, und wie Sie aus den letzten Jahren wissen, für die kommunalen Haushalte und damit auch für den Runkeler Haushalt wenig Gutes. 

Die Zahlen und Fakten des Ergebnishaushaltes im Haushaltsentwurf 2011 weisen einen Jahresfehlbetrag von 2.001.600 € aus. Damit wir die Frage nach dem Wieso beantworten können, sollten wir uns zunächst einmal unsere Rahmenbedingungen anschauen. Entscheidend sind für unsere Haushaltssituation die Steuertöpfe und unsere großen Ausgabentöpfe. 

Dies sind im Einnahmebereich 

· Schlüsselzuweisungen

· Familienleistungsgesetz

· Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer

· Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer

· Grundsteuer A

· Grundsteuer B

· Gewerbesteuer

Aber auch die Ausgaben
· Kreisumlage

· Schulumlage

· Gewerbesteuerumlage und die

· Kompensationsumlage

sind hierbei von großer Bedeutung.
Die Situation bei den einzelnen Einnahmepositionen sieht wie folgt aus:
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· die Schlüsselzuweisungen verändern sich von 475.000 € auf 1.387.000 €, was eine Verbesserung von 912.000 € bedeutet

· das Familienleistungsgesetz verändert sich nicht und bleibt mit 240.000 € konstant

· der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer beträgt unverändert 3.300.000 €, dies trifft auch für den Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer zu, der weiterhin mit 


152.000 € veranschlagt ist

· die Grundsteuer A fällt leicht um 1.000 € auf den Betrag von 44.000 € zurück. Bei der Grundsteuer B ist ebenfalls ein Rückgang von 16.000 € auf 560.000 € zu verzeichnen.

Im Bereich der Gewerbesteuer sind bei der Stadt Runkel die von der großen Politik und der Wirtschaft angegebenen positiven Signale leider noch nicht angekommen.

Die Gewerbesteuereinnahmen vermindern sich um 50.000 € auf 3,5 Mio. €. Zu erwähnen ist dabei, dass wir hier vorsichtig gerechnet und keine Luftschlösser gebaut haben. Bleibt zu hoffen, dass wir von Einbrüchen bei der Gewerbesteuer verschont bleiben. 

Wie sieht es bei den Ausgaben, z. B. mit der Kreisumlage aus? Diese reduziert sich um 462.000 € auf 2.965.000 €. Die Schulumlage fällt mit 1.483.000 € um 230.000 € günstiger aus. Außerdem reduziert sich die Gewerbesteuerumlage um 165.000 € auf 733.000 €. Allerdings erfahren wir bei der Kompensationsumlage eine Erhöhung von 114.000 €.

Einige Ausführungen zu außerordentlich wichtigen Produkten des Ergebnishaushaltes:
Dies sind z. B. die Gebühren für die Abwasserbeseitigung, Wasserversorgung, Bürgerhäuser, Kindergärten sowie die Feuerwehren und der Waldhaushalt.

Der Haushaltsplan weist bei der Abwasserentsorgung einen Fehlbetrag von 150.200 € aus, obwohl der Entwurf eine Gebührenerhöhung von 0,80 € auf 4,80 pro m³ vorsieht.

Für das Produkt Wasserversorgung ist im Entwurf eine Gebührenerhöhung von 0,40 € auf 2,40 pro m³ vorgesehen. Trotz dieser Gebührenerhöhung schließt das Produkt Wasser mit einem Fehlbetrag von 29.000 € ab.

Die Bürgerhäuser lassen sich ebenfalls nur sehr schwer, wenn überhaupt, kostendeckend betreiben. Bei einer Erhöhung der Benutzungsgebühren besteht die Gefahr, und es wurde uns bereits signalisiert, dass die Bürgerinnen und Bürger diese Einrichtung dann nicht mehr im gewohnten Umfang nutzen. Einzelne Vereine haben uns ebenfalls bereits aufgezeigt, dass Gebührenerhöhungen für sie in einzelnen Fällen das sportliche Aus bedeuten. Der Fehlbetrag für das Produkt „Bürgerhäuser“ beträgt 313.200 €. Im Haushaltsjahr 2010 beträgt der Fehlbetrag 235.600 €.

Das Produkt „Kindergärten“ weist einen Fehlbedarf von 1.287.800 € aus. Dieser Fehlbedarf macht einen sehr großen Anteil vom ausgewiesenen Fehlbetrag aus. Hier ist die große Politik gefordert, das Ungleichgewicht in den Kommunen zu beseitigen. Es kann nicht sein, dass finanzstarke Kommunen ihre Bürgerinnen und Bürger von dieser Gebührenlast befreien und wir Kleinen die Kindergarteneltern immer mehr belasten, weil sonst die Kommunalaufsicht auf den Plan tritt und die Stadt auffordert, Gebührenhaushalte kostendeckend zu gestalten. Für den Fall, dass wir dieser Forderung nicht nachkommen, besteht die Gefahr, den Haushalt nicht oder nur in Teilen genehmigt zu bekommen.
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Das Produkt „Feuerwehren“ schließt mit einem Fehlbedarf von 142.200 € ab. Im Haushaltsjahr 2010 beträgt der Fehlbedarf 174.400 €, also eine Verbesserung 32.200 €.

Der Forsthaushalt spiegelt den separat zu beschließenden Wirtschaftsplan für das Forstjahr 2011 wieder und schließt mit einem kalkulierten Überschuss von 57.500 € ab. Im Haushaltsjahr 2010 beträgt der Fehlbedarf 8.000 €.

Zum Stellenplan: 

Dieser weist im Bereich Ordnungsamt und Ordnungsbehördenbezirk jeweils eine Stelle mit jeweils 50 % Beschäftigungsumfang aus.

Für das Ordnungsamt ist die Stelle m.E. unbedingt erforderlich, weil unter anderem die allgemeinen Bußgeldverfahren, Erlaubnisse für Plakatierungen mit Bußgeldverfahren, Zwangsstilllegungen von Fahrzeugen, die wir für den Landkreis Limburg-Weilburg durchführen, und die Abarbeitung der Sitzungsprotokolle der Ortsbeiräte sowie deren Auswertung und Beantwortung, im Umfang erheblich zugenommen haben.

Der Bereich Ordnungsbehördenbezirk muss personell verstärkt werden, weil der Hilfspolizeibeamte sehr oft durch dienstliche Belange den eigentlichen Aufgaben entzogen wird. Verstärkt wird dies durch zahlreiche Behördentermine, Gerichtstermine, Krankheit, Urlaub und vor allem durch den Einsatz in den verschiedenen Stadt- und Ortsteilen vor Ort.

Um überhaupt noch den zahlreicher werdenden Anliegen der Ortsbeiräte und Bürgerinnen vor Ort gerecht werden zu können, ist diese zusätzliche halbe Stelle, zunächst auf 2 Jahre befristet, als Minimum erforderlich.

Sollte dies nicht realisiert/umgesetzt werden, so bedeutet dies, dass für die Fälle des Urlaubs und sonstigen Abwesenheiten unseres Ordnungspolizisten keinerlei Tätigkeiten auf Grund fehlender Vertretungsmöglichkeiten übernommen und durchgeführt werden können, wodurch den Anliegen z. B. der Ortsbeiräte in keiner Weise entsprochen würde.
Im Einwohnermeldeamt ist eine Stelle mit 50 % Beschäftigungsumfang eingestellt. Wer von Ihnen die Presse sehr intensiv liest bzw. die Mitteilung der Medien verfolgt, der hat feststellen dürfen, dass der Bearbeitungsaufwand für die neuen Personalausweise stark gestiegen ist.

In der Finanzverwaltung ist wegen Übertragung höherwertiger Aufgaben, unter anderem durch die Doppik, eine Anhebung von Entgeltgruppe 9 nach 10 vorgesehen, allerdings unter Vorbehalt der noch durchzuführenden abschließenden Stellenbeschreibung.

Im Übrigen werden Sie viele Bruchzahlen feststellen, dies ist den 400 €-Kräften geschuldet, die auf Wunsch in den Stellenplan eingearbeitet wurden.

Das Personal, meine sehr geehrten Damen und Herren, leistet seit Jahren einen festen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung. Auch hier schon der eindringliche Hinweis an alle, die sich mit dem Gedanken tragen, die Haushaltskonsolidierung durch Einsparungen beim Personal vorzunehmen. Ich arbeite Tag für Tag mit den Kolleginnen und Kollegen zusammen und kann beurteilen, welche Belastung und welcher Druck mittlerweile auf deren Schultern lastet, und wir liegen nach wie vor in den Vergleichen der Personalkosten mit anderen Kommunen sehr günstig. Konkret bedeutet das, dass die Personalkosten um 6,2 % steigen, wobei diese Erhöhung die tariflichen Lohnerhöhungen 2011, der vorgesehenen Stellenanhebung sowie den zusätzlichen Stellen (1,5) im Stellenplan zurückzuführen ist.
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Im Forstwirtschaftsplan bewegen wir uns stabil und werden mit einem Überschuss von 57.500  Euro weiterhin erfolgreich in der Bewirtschaftung unseres Stadtwaldes, allerdings mit der gebotenen Zurückhaltung und Nachhaltigkeit agieren. 

Im Finanzhaushalt hat sich der Magistrat besonders schwer getan und nur die Investitionen eingestellt, die aus seiner Sicht unumgänglich sind, weil sonst die Stadt Runkel nicht weiter voran kommt.

Im Bereich Büromöbel und Ausstattungsgegenstände sind 15.000 €, Ausrüstung Bauhof 5.000 €, Ausrüstung der Feuerwehren 35.000 €, Ausrüstung Katastrophenschutz 2.000 €, Investitionen für Kulturvereine 3.000 €, Spielplatzgeräte 10.000 €, Sportplatz Ennerich 34.000 €, Flächennutzungsplan 10.000 €, Grundstücksankäufe 5.000 €, Belebung der Ortskerne 25.000 €, Ausrüstung für die Friedhöfe 5.000 €, Ausrüstung der Bürgerhäuser 5.000 €, GWG 20.000 €, Neubau Feuerwehr Runkel 140.000 €, Büroanbau für den Bauhof 5.000 €, Rasenmäherersatz 48.000 €, Digitalfunk Feuerwehr 100.000 €, Flurbereinigung Dehrn 24.000 €, Austausch der Bleihausanschlüsse 100.000 €, Investitionen Wasserverband 36.000 €, Bahnübergang Brückeberg Runkel 130.000 €, Gehweg Steedener Weg 30.000 €, Radweg R7 in Steeden 404.000 €, Grunderwerb Wehr Neue Mühle 10.000 €, Landankauf unter Hofener Mühle 5.000 € und Behindertenzugang Bürgerhaus Arfurt 8.000 € im Haushaltsplan als Investitionen eingestellt.

Die Haushaltskonsolidierung soll im Rahmen des Haushaltssicherungskonzeptes erfolgen. Hier sind vor allem die Gebührenerhöhung im Bereich Wasser und Abwasser zu nennen.

Freiwillige Leistungen der Stadt Runkel: 

Im Haushaltsjahr 2010 betrug der Umfang der freiwilligen Leistungen ca. 700.000 €. An Erträgen wurden 190.000 € erzielt, sodass noch eine Lücke von 510.000 € von der Stadt geschlossen werden muss. Für das Haushaltsjahr 2011 ist vorgesehen, die freiwilligen Leistungen auf dem derzeitigen Stand zu halten und bei gleichzeitigem Bemühen die Erträge zu verbessern. Damit soll erreicht werden, dass sich die Finanzlücke verringert.

Zusammenfassend darf ich Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Herren mitteilen, dass der 

· Ergebnishaushalt im ordentlichen Ergebnis mit Erträgen in Höhe von 

· 13.638.700 € und einem Aufwand von

· 15.652.300 €

unter Berücksichtigung von einem außerordentlichen Ertrag von 12.000 € mit einem Fehlbetrag von  

     - 2.001.600 € abschließt.

Im ablaufenden Haushaltsjahr 2010 beträgt der Jahresfehlbetrag 2.993.300 €.

Der Finanzmittelfehlbedarf für das Haushaltsjahr 2010 beträgt 2.686.500 € und der voraussichtliche Finanzmittelfehlbedarf für das Haushaltsjahr 2011 beträgt 1.923.500 €.

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011 sieht eine Kreditaufnahme von 1.999.000 € vor.
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Der voraussichtliche Schuldenstand der Stadt Runkel zum Beginn des Haushaltsjahres 2011 beträgt 11.519.000 € abzüglich des Landesanteils für EKVO und Konjunkturprogramm von 1.813.000 €. Somit beträgt der Schuldenstand der Stadt Runkel zum 01.01.2011:  9.706.000 €.
Im kommenden Jahr muss unsere Motto lauten:

„Sinnvoll sparen – aber auch sinnvoll in die Zukunft Runkels investieren.“
Der Entwurf der Haushaltssatzung nebst Haushaltsplan mit Anlagen sowie das Investitionsprogramm für das Haushaltsjahr 2011 ist somit in die Stadtverordnetenversammlung eingebracht und kann jetzt im Haupt- und Finanzausschuss und anschließend in der Stadtverordnetenversammlung beraten und beschlossen werden.
Anschließend bittet Herr stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch um Abstimmung über die Verweisung des Beschlussvorschlages zur Beratung und Beschlussfassung in den Haupt- und Finanzausschuss. 

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Verweisung 

A)
des Entwurfs der Haushaltssatzung nebst Haushaltsplan und Anhang


für das Haushaltsjahr 2011

B) 
des Haushaltssicherungskonzepts
C)
des Investitionsprogramm und Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 2010-2014

zur Beratung und Beschlussfassung in den Haupt- und Finanzausschuss. 

Abstimmung:

Ja- 25 

Nein- 
0

Enthaltung-
0
Punkt 6

Mitteilungen des Magistrats

Herr Bürgermeister Bender erläutert Punkte zum Winterdienst, der dieses Jahr bereits stark zum Einsatz kam. Hier bittet er, mit auf verärgerte Bürger mit entsprechenden Informationen einzuwirken, die deren Unzufriedenheit zu mildern. 

Weiterhin verliest er ein Schreiben vom Kläranlagenbetriebsverband Ems-Wörsbachtal, welches die geplante Organisationsänderung bei KBV und der Abwasserverbände betrifft.
Das Schreiben beinhaltet, dass die geplante Organisationsänderung wegen noch fehlender Zustimmung bzw. Änderungswünsche zweier Kommunen  noch nicht zum beabsichtigten Zusammenschluss des KBV mit den beteiligten Abwasserverbänden zumindest vorerst nicht realisiert wird.
Herr stellvertretender Stadtverordnetenvorsteher Kuhlisch schließt mit dankenden Worten an die Ortsbeiräte, Herrn Stadtverordnetenvorsteher Rosbach, dem Bauhof und der Verwaltung und wünscht alles Gute für 2011. 

Sitzungsende: 20.30 Uhr

Schriftführerin: Frau Janevski
